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Synopse 

Teiländerung der Sondernutzungsvorschriften 
Gestattungsplan "Rebenweg Berg", Obertunkhofen 

BESTEHEND 
(Orientierungsinhatt) 

NEU 
(Genehmigungsinhatt) 

Artikel 9 - Arealüberbauungen 

„Für Arealüberbauungen sind die 
Voraussetzungen gern. §21.2 ABauV sowie 
§24 BNO zu erfüllen. Zusätzlich sind 
gestützt auf §21.3 AbauV die notwendigen 
Abstellplätze exklusive 
Besucherparkplätze in gemeinsamen 
Garagierungen zusammen zu fassen. 
Betreffend Bewilligungsverfahren, Inhalt 
der Pläne und erforderlichem Gutachten 
gelten die entsprechenden Bestimmungen 
im übergeordneten Recht (§33 ABauV)." 

Artikel 9 - wird ersatzlos gestrichen 

Artikel 10 - Zulässige Grundmasse/ 

Ausnützung 

„Bei Bauten mit Flachdach und reinen 
Terrassenhäusern mit Flachdach 
[Baubereiche A und 0 gilt eine AZ von 
0.55; hierbei muss ein allfälliges 
Attikageschoss bei der Berechnung der 
BGF miteinbezo gen werden." 

Artikel 10 - Zulässige Grundmasse/ 

Ausnützung 

„Bei Bauten mit Flachdach und reinen 
Terrassenhäusern mit Flachdach 
(Baubereiche A und 0 gilt eine AZ von 0.55." 

Artikel 11 - Grenzabstände Mehrlängen 

Alle Baubereiche 

Artikel 11 - Grenzabstände Mehrlängen 
Gebäudelänge 

„Alle Baubereiche 

Der grosse Grenzabstand von 8 m ist 
aufgehoben. 
Auf die Einhaltung eines Mehrlängen- 
zuschlags wird verzichtet." 

Der grosse Grenzabstand von 8 m ist 
aufgehoben. 
Auf die Einhaltung eines Mehrlängen-
zuschlags wird verzichtet. 
Für Terrassenhäuser gilt folgende Regelung: 
Die Gebäudelänge, die senkrecht zum Hang 
liegt, ist frei. Die Gebäudelänge parallel zum 
Hang beträgt maximal 40 m." 
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Gestaltungsplan „Rebenweg-Berg", 8917 Oberlunkhofen AG 
SNV, genehmigt durch den Regierungsrat am 25.10.2000: 

Änderung Gestaltungsplan „Rebenweg-Berg", 8917 Oberlunkhofen 
Dez. 2005, rev. Nov. 2006 (nach Mitwirkungs- und Auflageverfahren) 

Art. 1 Geltungsbereich / Gebietsabgrenzungsbegriffe 

Das Gestaltungsplangebiet umfasst das im Gestaltungsplan 1:500 
eingegrenzten Gebiet der im Zonenplan der Gemeinde Oberlunkhofen 
ausgeschiedenen Wohnzone WH. 

Diese Vorschriften gelten für das im Gestaltungsplan mittels "Perimeter des 
Gestaltungsplanes" bezeichnete Gebiet. 

Art. 2 Zweck 

Der Gestaltungsplan soll für das Baugebiet "Rebenweg-Berg" die rechtliche 
Grundlage für die Erschliessung bilden und eine geordnete bauliche 
Entwicklung sicherstellen. Ausserdem sollen einige ökologische Grundsätze für 
die Umgebungsgestaltung festgelegt werden. 

Art. 3 Pläne / Sondernutzungsvorschriften / Etappierungsvertrag 

Der Gestaltungsplan besteht aus folgenden rechtsverbindlichen Teilen:  

Art. 1 Geltungsbereich / Gebietsabgrenzungsbegriffe 

Das Gestaltungsplangebiet umfasst das im Gestaltungsplan 1:500 
eingegrenzten Gebiet der im Zonenplan der Gemeinde Oberlunkhofen 
ausgeschiedenen Wohnzone WH. 

Diese Vorschriften gelten für das im Gestaltungsplan mittels "Perimeter des 
Gestaltungsplanes" bezeichnete Gebiet. 

Art. 2 Zweck 

Der Gestaltungsplan soll für das Baugebiet "Rebenweg-Berg" die rechtliche 
Grundlage für die Erschliessung bilden und eine geordnete bauliche 
Entwicklung sicherstellen. At+sseretam--se-14en-eiRige-ökelegies-he-Cer-u-Ridsätze-fü-r 
4ie-4migalau-nigsgensta#fflig-fesitgelegt-wiarelen‚. 
Neben Grundsätzen hinsichtlich Oekologie wird ausserdem eine gute Ge-
staltung der Bauten und Freiflächen angestrebt, um eine hohe Siedlungs- und 
Wohnqualität zu ermöglichen, abgestimmt auf die bauliche und landschaftliche 
Umgebung. 

Art. 3 Pläne / Sondernutzungsvorschriften 4E4applefengsver-trag 

Der Gestaltungsplan besteht aus folgenden rechtsverbindlichen Teilen: 

1:500 
1:600 11: 60 

Gestaltungsplan "Situation" 1:500 
Längenprofil "Rebenweg" 1:500 / 1: 50 
Sondernutzungsvorschriften 
Etappierungsvertrag  

Gestaltungsplan "Situation" 
Lane n profi „Rebenweg" 

- Sondernutzungsvorschriften 
—Etappierungsvertrag 

Sondernutzungsvorschriften Gestaltungsplan „Rebenweg-Berg", 8917 Oberlunkhofen AG 1 
Ref. Nr. BDR0.06.2-1 



Gestaltungsplan „Rebenweg-Berg", 8917 Oberlunkhofen AG !erung Gestaltungsplan „Rebenweg-Berg", 8917 Oberlunkhofen 
SNV, genehmigt durch den Regierungsrat am 25.10.2000: Dez. 2005, rev. Nov. 2006 (nach Mitwirkungs- und Auflageverfahren) 

Art. 4 Inhalt und Wirkung 

Der Gestaltungsplan regelt rechtsverbindlich: 

Die Etappierung des Gestaltungsplanperimeters 
Verkehrstechnische Erschliessungsanlagen 
Bau- und Strassenlinien 
Öffentliche Fusswegkorridore 
Lärmschutz entlang Kantonsstrasse K 406 
Strassenraumgestaltung 
Art und Mass der Nutzung 
Geschosszahl und zulässige Gebäudehöhen 
Grenz- und Gebäudeabstände 
Parkierung 
Fusswege 

Art. 5 Stellung zur Bauordnung 

Soweit diese Sondernutzungsvorschriften keine abweichende Regelung 
treffen, gilt die Bau- und Nutzungsordnung der Gemeinde Oberlunkhofen 
vom 21. November 1997. 

II. BAU- UND GESTALTUNGSVORSCHRIFTEN 

Art. 6 Lage, Stellung und Ausgestaltung von Neubauten / 
Umgebungsgestaltung 

Die bauliche Nutzung und die Stellung von Neubauten in den Bereichen A 
und B richtet sich, vorbehältlich der Berücksichtigung der im Gestaltungsplan 
festgelegten Wegkorridore (s. Art. 7 der Sondernutzungsvorschriften) nach 
den §§ 4 und 9 der BNO der Gemeinde Oberlunkhofen. 

Art. 4 Inhalt und Wirkung 

Der Gestaltungsplan regelt rechtsverbindlich: 

—Dio Etappiorung dos Gostaltungcplanporimotoro 
Verkehrstechnische Erschliessungsanlagen 

- Bau- und Strassenlinien 
Öffentliche Fusswegkorridore 
Lärmschutz entlang Kantonsstrasse K 406 
Strassenraumgestaltung 
Art und Mass der Nutzung 
Geschosszahl und zulässige Gebäudehöhen 
Grenz- und Gebäudeabstände 
Parkierung 
Fusswege 

Art. 5 Stellung zur Bauordnung 

Soweit diese Sondernutzungsvorschriften keine abweichende Regelung 
treffen, gilt die Bau- und Nutzungsordnung der Gemeinde Oberlunkhofen 
vom 21. November 1997. 

II. BAU- UND GESTALTUNGSVORSCHRIFTEN 

Art. 6 Lage, Stellung und Ausgestaltung von Neubauten / 
Umgebungsgestaltung 

Die bauliche Nutzung und die Stellung von Neubauten in den Bereichen A  
und B und C richtet sich, vorbehältlich der Berücksichtigung der im 
Gestaltungsplan festgelegten Wegkorridore (s. Art. 7 der Sondernutzungs-
vorschriften) nach den §§ 4 und 9 der BNO der Gemeinde Oberlunkhofen. 
Zusätzlich gelten nachfolgende Bestimmungen; übergeordnet gilt zudem 
jedoch Art. 10. 

Sondernutzungsvorschriften Gestaltungsplan „Rebenweg-Berg", 8917 Oberlunkhofen AG 2 
Ref. Nr. BDR0.06.2-1 



Für die Neuüberbauungen der obersten Bautiefe im Baubereich B sind im 
Sockelgeschoss gemeinsame Garagierungen zu erstellen. Diese Gara-
gierungen sind so anzuordnen, dass aufgelockerte Garagenfronten mit ange-
messener, dazwischenliegender Begrünung entstehen. 

In beiden Baubereichen sind nur Schrägdächer mit einer Neigung von 
mindestens 200  bis maximal 450  zulässig. Diese sind mit Ziegeln 
einzudecken. Die Farbgebung wird vom Gemeinderat festgelegt. Im Areal 
oberhalb des Rebenweges sind Flachdächer nur bei Klein- und Anbauten 
erlaubt. 

Die Hauptfirstrichtung der Schrägdächer ist parallel zum Hang anzuordnen. 
Dachaufbauten sind als Schleppgauben auszubilden. Eigentliche Querfirste 
sind nur bis maximal 1/3 der massgeblichen Fassadenlänge zugelassen. 
Auch wenn es sich nicht um ein Dachgeschoss handelt, dürfen Dachflächen 
auf höchstens 45% der massgeblichen Fassadenlänge mit Dachaufbauten 
(Schleppgauben) durchbrochen werden. Dacheinschnitte sind höchstens bis 
max. 1/3 der massgeblichen Fassadenlänge zulässig. Einzelne zusätzliche 
Dachfenster bis zu einer Grösse von 0.80 m2  sind erlaubt, jedoch maximal 1 
Stück pro 25 m2  Dachfläche. 

Im Baubereich A (Areal unterhalb des Rebenweges) sind terrassierte Bauten 
bis maximal 3 Wohneinheiten pro Gebäude zulässig. Dabei muss die oberste 
Baute ein Schrägdach aufweisen. Die unteren zwei Wohneinheiten können 
als Bauten mit Flachdach ausgebildet werden. Die nicht begehbaren 
Dachflächen sind zu begrünen. Die begehbaren Dachflächen und Terrassen 
sind teilweise zu begrünen oder zu bepflanzen, damit ein grosser Grünanteil 
erreicht wird. 

Zu den westlich angrenzenden Zonen W2 bzw. D ist der zonengemässe 
(grosse oder kleine) Grenzabstand zwingend einzuhalten. Dieser Abstand 
kann weder reduziert noch aufgehoben. werden. Im Rahmen einer 
Gesamtüberbauung der Parzelle Nr. 171 kann der Gemeinderat von dieser 
Regelung abweichen. 

Für die Neuüberbauungen der obersten Bautiefe im Baubereich B sind im 
Sockelgeschoss gemeinsame Garagierungen zu erstellen. Diese Gara-
gierungen sind so anzuordnen, dass aufgelockerte Garagenfronten mit ange-
messener, dazwischenliegender Begrünung entstehen. 

In boidon gauboroichon den Baubereichen A und B sind nig; Schrägdächer 
mit einer Neigung von mindestens 20° bis maximal 45 °zulässig. Diese sind 
mit Ziegeln einzudecken. Die Farbgebung wird vom Gemeinderat festgelegt. 
Ebenfalls gestattet sind Flachdächer, weicne oegrunt sein müssen m Aroai 
eteer49a4s—des--Reigenweejes—sgel—Pashdäeher—Rer—bel—Kleifl—hiesi—ARIgaeteR 
erlaubt. 

Die Hauptfirstrichtung der Schrägdächer ist parallel zum Hang anzuordnen. 
Dachaufbauten sind als Schleppgauben auszubilden. Eigentliche Querfirste 
sind nur bis maximal 1/3 der massgeblichen Fassadenlänge zugelassen. 
Auch wenn es sich nicht um ein Dachgeschoss handelt, dürfen Dachflächen 
auf höchstens 45% der massgeblichen Fassadenlänge mit Dachaufbauten 
(Schleppgauben) durchbrochen werden. Dacheinschnitte sind höchstens bis 
max. 1/3 der massgeblichen Fassadenlänge zulässig. Einzelne zusätzliche 
Dachfenster bis zu einer Grösse von 0.80 m2  sind erlaubt, jedoch maximal 1 
Stück pro 25 m2  Dachfläche. 

Im Baubereich A (Areal unterhalb des Rebenweges) sind terrassierte Bauten 
bis maximal 3 VVohnoinhoiton pro Cobäudo zulässig. Dabei musc kann die 
oberste Baute ein Schrägdach aufweisen. 134-44Ater-ep—zwei—ING1=444414eite4 
käflfell—a46—Baetefi—iglit—Fleskies4—ausgebiklet—>ivemieff.  Es sind bei 
Terrassenhäusern Flachdächer oder sehr flach geneigte Dächer (maximale 
Neigung: 101 erlaubt.  Die nicht begehbaren Dachflächen sind zu begrünen. 
Die begehbaren Dachflächen und Terrassen sind teilweise zu begrünen oder 
zu bepflanzen, damit ein grosser Grünanteil erreicht wird. 

Zu den westlich angrenzenden Zonen W2 bzw. D ist der zonengemässe 
(grosse oder kleine) Grenzabstand zwingend einzuhalten. Dieser Abstand 
kann weder reduziert noch aufgehoben. werden. Im Rahmen einer 
Gesamtüberbauung der Parzelle Nr. 171 kann der Gemeinderat von dieser 
Regelung abweichen. 
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An die im Gestaltungsplan ausgeschiedene Unterniveaubaulinie im 
Baubereich A können unterirdische Gebäude bzw. Gebäudeteile gestellt 
werden, die oberirdisch nicht in Erscheinung treten. 

An die im Gestaltungsplan ausgeschiedene Unterniveaubaulinie im 
Baubereich A können unterirdische Gebäude bzw. Gebäudeteile gestellt 
werden, die oberirdisch nicht in Erscheinung treten. 

Baubereich C:  
Bauten sind für sich und in ihrem Zusammenhang so zu gestalten, dass eine 
gute Gesamtwirkung entsteht und sie sich in die landschaftliche und bauliche 
Umgebung einfügen. Die Einpassung ist im Baugesuch aufzuzeigen. 

Erlaubt sind terrassierte Bauten oder Bauten in Einzelbauweise. Bei 
terrassierten Bauten ist die oberste Wohneinheit als Maisonette-Typ 
auszubilden. 

Es sind bei Terrassenhäusern Flachdächer, bei Einzelbauweise Flachdächer 
oder sehr flach geneigte Dächer (maximale Neigung: 101 vorzusehen. Nicht 
als Terrassen genutzte Flachdächer sind extensiv zu begrünen. Die 
begehbaren Dachflächen und Terrassen sind teilweise zu begrünen oder zu 
bepflanzen. 

Benachbarte Bauten dürfen in ihrer Erscheinung kein sich wechselseitig 
entsprechendes Erscheinungsbild (Symmetrie) aufweisen. 

Attikageschosse (gemäss § 16a ABauV) von obersten Terrassenhaus-
Einheiten sind auf max. 2/3 der darunter liegenden Fassadenlänge zu 
beschränken. 

Bei terrassierten Bauten muss ein hangparalleler Versatz der Baumassen 
von ca. minimal 3.50 m bis ca. maximal 7.0 m erfolgen, z.B. ab dem dritten 
Wohngeschoss. Es ist anzustreben, eine allfällige Liftanlage in diesem 
Bereich anzuordnen. 

Vertikale Liftanlagen sind nicht frei stehend, sondern integriert im Haupt-
baukörper (bzw. max. 1 Geschoss sichtbar) vorzusehen. 

Die Farbgebung der Fassaden muss in zurückhaltenden, nicht zu hellen 
Farbtönen erfolgen. 

Gestaltungsplan „Rebenweg-Berg", 8917 Oberlunkhofen AG Änderung Gestaltungsplan „Rebenweg-Berg", 8917 Oberlunkhofen 
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Art. 7 Wegkorridore für öffentliche Fusswege 

Die im Gestaltungsplan bezeichneten 2 Wegkorridore für öffentliche 
Fusswege mit einer Breite von je 1.5 m sind servitutarisch sicherzustellen. 
Die genaue Lage der Wegkorridore innerhalb der Parzellen Nrn. 514 und 515 
und die gewünschte Versetzung zwischen 1. und 2. Bautiefe wird im Rahmen 
der jeweiligen Bauprojekte bestimmt. 

Die Fusswege sind nach Möglichkeit mit einem versickerungsfähigen Belag 
auszustatten. 

Art. 8 Lärmschutz entlang K 406 

Im Bereich der Parz. Nr. 514 und 658 ist entlang der K 406 (Zürcherstrasse) 
die Erstellung einer Lärmschutzwand mit einer maximalen Höhe von 2.0 
Metern (ab Niveau K 406) zulässig. Der Abstand zur K 406 beträgt ab 
Strassenmark 1.0 Meter. 
(Ausnahmeregelung für die 1. Bautiefe der Parz. Nr. 514 ab K406 gemäss 
Art. 30 LSV). 

Art. 9 Arealüberbauungen 

Für Arealüberbauungen sind die Voraussetzungen gem. § 21.2 ABauV 
sowie § 24 BNO zu erfüllen. 

Zusätzlich sind gestützt auf § 21.3 ABauV die notwendigen Abstellplätze 
exklusive Besucherparkplätze in gemeinsamen Garagierungen zusammen zu 
fassen. 
Betreffend Bewilligungsverfahren, Inhalt der Pläne und erforderlichem 
Gutachten gelten die entsprechenden Bestimmungen im übergeordneten 
Recht (namentlich § 33 ABauV). 

Art. 7 Wegkorridore für öffentliche Fusswege 

Baubereich A:  
Die im Gestaltungsplan bezeichneten 2 Wegkorridore für öffentliche 
Fusswege mit einer Breite von je 1.5 m sind servitutarisch sicherzustellen. 
Dio genaue Lago dar Wogkorridoro innorhalb der Parzollon Nrn. 511 und 515 

wird im  

Die Fusswege sind nach Möglichkeit mit einem versickerungsfähigen Belag 
auszustatten. 

Art. 8 Lärmschutz entlang K 406 

Im Bereich der Parz. Nr. 514 und 658 ist entlang der K 406 (Zürcherstrasse) 
die Erstellung einer Lärmschutzwand mit einer maximalen Höhe von 2.0 
Metern (ab Niveau K 406) zulässig. Der Abstand zur K 406 beträgt ab 
Strassenmark 1.0 Meter. 
(Ausnahmeregelung für die 1. Bautiefe der Parz. Nr. 514 ab K406 gemäss 
Art. 30 LSV). 

Art. 9 Arealüberbauungen 

Für Arealüberbauungen sind die Voraussetzungen gem. § 21.2 ABauV 
sowie § 24 BNO zu erfüllen. 

Zusätzlich sind gestützt auf § 21.3 ABauV die notwendigen Abstellplätze 
exklusive Besucherparkplätze in gemeinsamen Garagierungen zusammen zu 
fassen. 
Betreffend Bewilligungsverfahren, Inhalt der Pläne und erforderlichem 
Gutachten gelten die entsprechenden Bestimmungen im übergeordneten 
Recht (namentlich § 33 ABauV). 
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Art. 10 Zulässige Grundmasse 

Bezüglich der Grundmasse gelten die entsprechenden Paragraphen der 
kommunalen Bau- und Nutzungsordnung. 
In einzelnen, deutlich über der durchschnittlichen Hangneigung des 
Gestaltungsplangebiets liegenden Hangabschnitten kann der Gemeinderat, 
im Rahmen eines Überbauungskonzeptes, für einzelne Gebäude eine 
Erdgeschosskote bis maximal 1.60 m über gewachsenem Terrain zulassen, 
ohne dass das Untergeschoss als Vollgeschoss taxiert wird 
(Ausnahmeregelung). Die gemäss Bau- und Nutzungsordnung maximal 
zulässige Gebäude- und Firsthöhen sind aber zwingend einzuhalten. 

Bei Gebäuden, bei welchen das unterste Geschoss das gewachsene Terrain 
um mehr als 1.20 m überschreitet, darf dieses Geschoss nach der 
Umgebungsgestaltung nicht höher als 1.20 m in Erscheinung treten. 

Art. 10 Zulässige Grundmasse / Ausnützung 

Bezüglich der Grundmasse gelten die entsprechenden Paragraphen der 
kommunalen Bau- und Nutzungsordnung. 
In einzelnen, deutlich über der durchschnittlichen Hangneigung des 
Gestaltungsplangebiets liegenden Hangabschnitten kann der Gemeinderat, 
im Rahmen eines Überbauungskonzeptes, für einzelne Gebäude eine 
Erdgeschosskote bis maximal 1-40—n4 über gewachsenem Terrain 
zulassen, ohne dass das Untergeschoss als Vollgeschoss taxiert wird 
(Ausnahmeregelung). Die gemäss Bau- und Nutzungsordnung maximal 
zulässige Gebäude- und Firsthöhen sind aber zwingend einzuhalten. 

Bei Gebäuden, bei welchen das unterste Geschoss das gewachsene Terrain 
um mehr als 1.20 m überschreitet, darf dieses Geschoss nach der 
Umgebungsgestaltung nicht höher als 1.20 m in Erscheinung treten. 

Baubereiche B + C:  
In Bezug zur optisch wahrnehmbaren Hangkante unterliegen alle Bauten 
einer maximalen Höhenbeschränkung für die oberste Dachkote; diese ent-
spricht einem Wert von max. 1 m über der Hangkante, welche in der Regel 
der Kote des Landwirtschaftsweges entspricht. 

Ausnützung: 
Bei Bauten mit Schrägdach (Baubereiche A und B) beträgt die AZ 0.4; 
hierbei wird das Dachgeschoss bei der Berechnung der BGF nicht 
berücksichtigt. 

Bei terrassierten Bauten mit Schrägdach bei oberster Baute (Baubereich A) 
kann ein AZ-Zuschlag von maximal 0.1 — anteilsmässig — gemäss BNO § 4 
Abs. 4 bezogen werden. 

Bei Bauten mit Flachdach und reinen Terrassenhäusern mit Flachdach 
(Baubereiche A und C) gilt eine AZ von 0.55; hierbei muss ein allfälliges 
Attikageschoss bei der Berechnung der BGF mitein bezogen werden. 

Generell wird in allen Baubereichen ein Zuschlag von 0.05 bei 
Berücksichtigung behindertengerechter Gestaltung gewährt (bei Liftanlage, 
Rampen mit max. 6% Neigung). 
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Art. 11 Grenzabstände / Mehrlängen 

Alle Baubereiche:  

Der grosse Grenzabstand von 8 m ist aufgehoben. 

Auf die Erhebung eines Mehrlängenzuschlags wird verzichtet. 

Art. 11 Abstände gegenüber öffentlichen Fusswegen 

Gegenüber den öffentlichen, servitutarisch gesicherten Fusswegen dürfen 
Einfriedungen und Mauern bis 1.50 m Höhe an die Grenze gestellt werden. 

Art. 12 Abstellplätze 

Bezüglich Anzahl und Anordnung der Abstellplätze gelten die §§ 25 und 26 
ABauV. Oberirdische Parkplätze sind mit versickerungsfähigen Belägen zu 
versehen. 

Art. 44  12  Abstände gegenüber öffentlichen Fusswegen 

Gegenüber den öffentlichen, servitutarisch gesicherten Fusswegen dürfen 
Einfriedungen und Mauern bis 1.50 m Höhe an die Grenze gestellt werden. 

Art. 42 Abstellplätze 

Bezüglich Anzahl und Anordnung der Abstellplätze gelten die §§ 25 und 26 
ABauV. Oberirdische Parkplätze sind mit versickerungsfähigen Belägen zu 
versehen. 

Baubereiche 8 + C:  
Sammelgaragen sind in Form von unterirdischen Tiefgaragen zu erstellen, 
sofern topografisch sinnvoll realisierbar. 

Garagefronten entlang der Erschliessungsstrasse (Rebenweg) sind zu mini-
mieren, die Mauerflächen sind mit Oeffnungen (Verglasungen, Ausfachun-
gen) zu versehen, und nach Möglichkeit mit Begrünungen zu ergänzen. 

Besucherparkplätze können unter- oder oberirdisch realisiert werden. Sie 
sollen mehrheitlich längs zur Strasse, in Kombination mit begrünten 
Vorzonen zu den Gebäuden angeordnet werden. 
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Art. 13 Strassenraumgestaltung 

Die im Gestaltungsplan enthaltene Quartiererschliessungsstrasse "Reben-
weg" soll verkehrsberuhigt ausgebaut werden. Der Strassenraum ist mit 
Hochstammbäumen (Strassenbegleitbäume) zu gestalten. Die entsprechen-
den Massnahmen sind im Rahmen eines Gesamtprojektes "Rebenweg" 
aufzuzeigen und im jeweiligen Detailprojekt umzusetzen. 

Art. 14 Kehrplatz 

Für die Quartierstrasse "Rebenweg" wird der im Gestaltungsplan enthaltene 
Kehrplatz (Parzellengrenze Parz. Nr. 31 / 515) realisiert. Der Kehrplatz 
zwischen den Parzellen Nr. 514 / 515 wird als Provisorium erstellt und kann 
nach Bedarf wieder zurückgebaut werden. 

Die Kehrplatzflächen sind nach Möglichkeit mit versickerungsfähigen 
Belägen auszustatten. 

Art. 43 Strassenraumgestaltung 

Die im Gestaltungsplan enthaltene Quartiererschliessungsstrasse "Reben-
weg" soll verkehrsberuhigt ausgebaut werden. Der Strassenraum ist mit 
Hochstammbäumen (Strassenbegleitbäume) zu gestalten. Die entsprechen-
den Massnahmen sind im Rahmen eines Gesamtkonzeptes "Rebenweg" 
aufzuzeigen und im jeweiligen Detailprojekt umzueotzen durch die Gemeinde 
schematisch aufzuzeigen. 

Verkehrsberuhigende Massnahmen sind insbesondere im Umfeld von Tief-
garage-Einfahrten zu erstellen. 

Art. 44 Kehrplatz 

Für die Quartierstrasse "Rebenweg" wird der im Gestaltungsplan enthaltene 
Kehrplatz (Parzellengrenze Parz. Nr. 31 / 515) realisiert. Dor Kohrplatz 
z4.4sshen--defi-Rafze44F4-44,-54-4-4-5-1-5-$.4#41-als-149,446941441-eFete.1-14-4:4444-liGRA 
Aae,4--Beäa4-wiecief--z4FGGkejeba4t-wer-deR-:  Ein weiterer Kehrplatz kann als 
Provisorium von der Gemeinde während der Bauphase verfügt werden. 

Gie-Kalw-platzflelerhal-S421-4aGh-Mög-14€444-44-vaFsjeker-fflesfähige44 
Bolägon auszustatton. 

Gestaltungsplan „Rebenweg-Berg", 8917 Oberlunkhofen AG Änderung Gestaltungsplan „Rebenweg-Berg", 8917 Oberlunkhofen 
SNV, genehmigt durch den Regierungsrat am 25.10.2000: Dez. 2005, rev. Nov. 2006 (nach Mitwirkungs- und Auflageverfahren) 

SNV GP „Rebenweg-Berg", 8917 Oberlunkhofen AG 8 
Ref. Nr. BDR0.06.2-1 



Art. 15 Umgebungsbepflanzung 

Mit der Bauprojektausarbeitung muss der Eingliederung der Wegkorridore 
und dem Übergang zwischen der Wohn- und Landwirtschaftszone grosse 
Beachtung geschenkt werden. Im Bereich der Hangkante im Baubereich B 
sind Obsthochstämmer und im Bereich zwischen der 1. und 2. Bautiefe 
Obsthalbstämmer anzuordnen. Die Anzahl der Bäume und ihr Standort sowie 
eine möglichst naturnahe Gestaltung der Wegkorridore im Bereich der 
zonengemässen Grenz- und Gebäudeabstände ist im konkreten Bauprojekt 
(Umgebungsplan) detailliert darzustellen. Nach Erteilung der Baubewilligung 
sind die Baumstandorte mittels Servituten sicherzustellen (Aufhebung §§ 88 
und 89 EG ZGB). 

Art. 4-5 Umgebungsbepflanzung gestaltung 

Mit der Bauprojektausarbeitung muss der Eingliederung der Wegkorridore 
und dem Übergang zwischen der Wohn- und Landwirtschaftszone grosse 
Beachtung geschenkt werden. 

Baubereiche B + C:  
Im Falle von Einzelbauweis im Bereich der Hangkante iffl-Baglgerei.G19-13 sind 
Obsthochstämmer und im Bereich zwischen der 1. und 2. Bautiefe 
Obsthalbstämmer anzuordnen. Die Anzahl der Bäume und ihr Standort erewie 
oino möglichet naturnaho Goctaltung dor Wogkorridoro im Boroich dor 
zensAgernässen-Grend-Ceelgaude-abstände ist im konkreten Bauprojekt 
(Umgebungsplan) detailliert darzustellen. Nach Erteilung der Baubewilligung 
sind die Baumstandorte mittels Servituten sicherzustellen (Aufhebung §§ 88 
und 89 EG ZGB). 

Im Falle terrassierter Bauweise (vgl. Art. 6) sind die für die Hanglage 
typischen Obstbäume bei der Umgebungsgestaltung ebenfalls zu berück-
sichtigen. Jede Wohneinheit hat nicht nur über eine Terrasse, sondern auch 
über einen Gartenanteil zu verfügen, in welchem mindestens ein 
Hochstamm- oder Halbstammbaum (vorzugsweise Obstbäume) ausreichend 
Raum finden kann. 

Bei der Gartengestaltung sind standortheimische Pflanzen zu berücksichti-
gen. Deutlich in Erscheinung tretende Nadelgewächse (Koniferen) sind nicht 
erlaubt. 

Die Begrünung der Stützmauern (vgl. Art. 18) ist mit Pflanzen bzw. Kletter-
pflanzen angemessen vorzusehen. 

Bei jedem Bauprojekt ist ein detaillierter Umgebungsplan vorzulegen. 
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§17 Heckenbereich 

Baubereich C:  
Der Heckenbereich ist entlang der Hangkante (vgl. Plan) als Wildhecke (2-
3m hoch) inkl. Krautsaum als Abgrenzung zum Feldweg zu gestalten, 
insgesamt rund 4 m breit . Die Hecke bildet einen räumlich wirksamen 
Abschluss zum Wohngebiet und unterstützt die Abgrenzung zur 
benachbarten Landwirtschaftszone. 

Innerhalb des Heckenbereichs sind weder Bauten noch Belagsflächen 
erlaubt. Zusätzlich ist minimal im Abstand von Bauten zum Heckenbereich 
einzuhalten. Der Heckenbereich kann zur AZ eingerechnet werden. 

Art. 16 Terrainsicherung 

Terrainveränderungen sind sorgfältig zu gestalten. Böschungs- und 
Gestaltungssteinmauern (bepflanzt) innerhalb des Perimeters des Ge-
staltungsplanes "Rebenweg-Berg" können bis auf eine Höhe von 1.50 m an 
die Grenze gestellt werden. Höhere Stützmauern müssen so gegliedert und 
versetzt sein, dass bepflanzbare Bermen als Zwischenraum möglich sind 
(siehe Anhang 1). 

Art. 17 Erschliessung Parzelle Nr. 168 

Die Erschliessung der Parzelle Nr. 168 hat über den Rebenweg zu erfolgen. 

Art. 46 18 Terrainsicherung 

Terrainveränderungen sind sorgfältig zu gestalten. Böschungs- und 
Gestaltungssteinmauern (bepflanzt) innerhalb des Perimeters des Ge-
staltungsplanes "Rebenweg-Berg" können bis auf eine Höhe von 1.50 m an 
die Grenze gestellt werden. Höhere Stützmauern müssen so gegliedert und 
versetzt sein, dass bepflanzbare Bermen als Zwischenraum möglich sind 
(siehe Anhang 1). 

Im Falle von terrassierter Bauweise sind bei der Gartengestaltung auch 
geschosshohe, begrünte Stützmauern möglich. 

Diese Stützmauern sind in einheitlichen Materialien auszuführen; erlaubt sind 
Beton oder Steinkörbe, auch Natursteine, jedoch keine Kunststeinelemente. 

Art. 47 19 Erschliessung Parzelle Nr. 168 

Die Erschliessung der Parzelle Nr. 168 hat über den Rebenweg zu erfolgen. 
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VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN 

Art. 18 Abweichungen 

Abweichungen vom Gestaltungsplan können von Gemeinderat bei Vorliegen 
der Voraussetzungen von § 67 BauG gestattet werden. 

Art. 19 Kontaktnahme vor Projektierung / Begutachtung 

Zur Erreichung einer guten Gestaltung im Sinne der Vorschriften sind 
Bauvorhaben vor deren Projektierung der Gemeinde zu melden. 

Der Gemeinderat kann die einzelnen Projekte auf Kosten des Gesuchstellers 
fachmännisch begutachten lassen. 

Art. 20 Inkrafttreten 

Der Gestaltungsplan tritt mit Genehmigung durch den Regierungsrat in Kraft. 

Die Änderung bzw. Aufhebung bedarf des gleichen Verfahrens wie der Erlass 
des Gestaltungsplanes. 

VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN 

Art. 48 Abweichungen 

Abweichungen vom Gestaltungsplan können von Gemeinderat bei Vorliegen 
der Voraussetzungen von § 67 BauG gestattet werden. 

Art. 40 Kontaktnahme vor Projektierung / Begutachtung 

Zur Erreichung einer guten Gestaltung im Sinne der Vorschriften sind 
Bauvorhaben vor deren Projektierung der Gemeinde zu melden. 

Der Gemeinderat kann die einzelnen Projekte auf Kosten des Gesuchstellers 
fachmännisch begutachten lassen. 

Art. 20 Inkrafttreten 

Der Gestaltungsplan tritt mit Genehmigung durch den Regierungsrat in Kraft. 

Die Änderung bzw. Aufhebung bedarf des gleichen Verfahrens wie der Erlass 
des Gestaltungsplanes. 

PETER F. OSWALD DIPL. ARCH. ETH/SIA, 5620 BREMGARTEN 
Beatrix Oswald Gilomen, dipl. Arch. ETH 

1871/ 5620 Bremgarten, 29.12.2005, rev. 03.03.2006, rev. 05.09.2006, 
rev. 06.11.2006 
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Gemeinde Oberlunkhofen 
Kanton Aargau 

Gestaltungsplan "Rebenweg-Berg" 
Sondernutzungsvorschriften 

1. ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 

Ingress 

Die Gemeinde Oberlunkhofen erlässt gestützt auf § 21 des Baugesetzes des Kantons 
Aargau (BauG) vom 19. Januar 1993 und §9 der Bauordnung der Gemeinde Oberlunkhofen 
(BO) vom 21. November 1997 den nachstehenden Gestaltungsplan mit dazugehörenden 
Sondernutzungsvorschriften. 

Art. 1 Geltungsbereich / Gebietsabgrenzungsbegriffe 

Das Gestaltungsplangebiet umfasst das im Gestaltungsplan 1:500 eingegrenzten Gebiet der 
im Zonenplan der Gemeinde Oberlunkhofen ausgeschiedene Wohnzone WH. 

Diese Vorschriften gelten für das im Gestaltungsplan mittels "Perimeter des Gestaltungs-
planes" bezeichnete Gebiet. 

Art. 2 Zweck 

Der Gestaltungsplan soll für das Baugebiet "Rebenweg-Berg" die rechtliche Grundlage für 
die Erschliessung bilden und eine geordnete bauliche Entwicklung sicherstellen. Ausser-
dem sollen einige ökologische Grundsätze für die Umgebungsgestaltung festgelegt werden. 

Art. 3 Pläne / Sondernutzungsvorschriften / Etappierungsvertrag 

Der Gestaltungsplan besteht aus folgenden rechtsverbindlichen Teilen: 

- Gestaltungsplan "Situation" 
- Längenprofil "Rebenweg" 
- Sondernutzungsvorschriften 

Etappierungsvertrag 

1:500 
1:500 / 1:50 
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Art. 4 Inhalt und Wirkung 

Der Gestaltungsplan regelt rechtsverbindlich: 

- Die Etappierung des Gestaltungsplanperimeters 
Verkehrstechnische Erschliessungsanlagen 
Bau- und Strassenlinien 
Öffentliche Fusswegkorridore 
Lärmschutz entlang Kantonsstrasse K 406 

- Strassenraumgestaltung 
- Art und Mass der Nutzung 
- Geschosszahl und zulässige Gebäudehöhen 
- Grenz- und Gebäudeabstände 

Parkierung 
Fusswege 

Art. 5 Stellung zur Bauordnung 

Soweit diese Sondernutzungsvorschriften keine abweichenden Regelungen treffen, gilt die 
Bau- und Nutzungsordnung der Gemeinde Oberlunkhofen vom 21. November 1997. 

II. BAU- UND GESTALTUNGSVORSCHRIFTEN 

Art. 6 Lage, Stellung und Ausgestaltung von Neubauten / Umgebungsgestaltung 

Die bauliche Nutzung und die Stellung von Neubauten in den Baubereichen A uns B richtet 
sich, vorbehältlich der Berücksichtigung der im Gestaltungsplan festgelegten Wegkorridore 
(s. Art. 7 der Sondernutzungsvorschriften) nach den §§ 4 und 9 der BNO der Gemeinde 
Oberlunkhofen. 

Für die Neuüberbauungen der obersten Bautiefe im Baubereich B sind im Sockelgeschoss 
gemeinsame Garagierungen zu erstellen. Diese Garagierungen sind so anzuordnen, dass 
aufgelockerte Garagenfronten mit angemessener, dazwischenliegender Begrünung 
entstehen. 

In beiden Baubereichen sind nur Schrägdächer mit einer Neigung von mindestens 20° bis 
maximal 45° zulässig. Diese sind mit Ziegeln einzudecken. Die Farbgebung wird vom 
Gemeinderat festgelegt. Im Areal oberhalb des Rebenweges sind Flachdächer nur bei Klein-
und Anbauten erlaubt. 
Die Hauptfirstrichtung der Schrägdächer ist parallel zum Hang anzuordnen. Dachaufbauten 
sind als Schleppgauben auszubilden. Eigentliche Querfirste sind nur bis maximal 1/3 der 
massgeblichen Fassadenlänge zugelassen. 
Auch wenn es sich nicht um ein Dachgeschoss handelt, dürfen Dachflächen auf höchstens 
45% der massgeblichen Fassadenlänge mit Dachaufbauten (Schleppgauben) durchbrochen 
werden. Dacheinschnitte sind höchstens bis max. 1/3 der massgeblichen Fassadenlänge 
zulässig. Einzelne zusätzliche Dachflächenfenster bis zu einer Grösse von 0.80 m2 sind 
erlaubt, jedoch maximal 1 Stück pro 25 m2 Dachfläche. 
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Im Baubereich A (Areal unterhalb des Rebenweges) sind terrassierte Bauten bis maximal 3 
Wohneinheiten pro Gebäude zulässig. Dabei muss die oberste Baute ein Schrägdach auf-
weisen. Die unteren zwei Wohneinheiten können als Bauten mit Flachdach ausgebildet 
werden. Die nicht begehbaren Dachflächen sind zu begrünen. Die begehbaren Dachflächen 
und Terrassen sind teilweise zu begrünen oder zu bepflanzen damit ein grosser Grünanteil 
erreicht wird. 

Zu den westlich angrenzenden Zonen W2 bzw. D ist der zonengemässe (grosse oder kleine) 
Grenzabstand zwingend einzuhalten. Dieser Abstand kann weder reduziert noch aufge-
hoben werden. Im Rahmen einer Gesamtüberbauung der Parzelle Nr. 171 kann der 
Gemeinderat von dieser Regelung abweichen. 

An die im Gestaltungsplan ausgeschiedene Unterniveaubaulinie im Baubereich A können 
unterirdische Gebäude bzw. Gebäudeteile gestellt werden, die oberirdisch nicht in Erschei-
nung treten. 

Art. 7 Wegkorridore für öffentliche Fusswege 

Die im Gestaltungsplan bezeichneten 2 Wegkorridore für öffentliche Fusswege mit einer 
Breite von je 1.5 m sind servitutarisch sicherzustellen. Die genaue Lage der Wegkorridore 
innerhalb der Parzellen Nrn. 514 und 515 und die gewünschte Versetzung zwischen 1. Und 
2. Bautiefe wird im Rahmen der jeweiligen Bauprojekte bestimmt. 

Die Fusswege sind nach Möglichkeit mit einem versickerungsfähigen Belag auszustatten. 

Art. 8 Lärmschutz entlang K 406 

Im Bereich der Parz. Nr. 514 und 658 ist entlang der K 406 (Zürcherstrasse) die Erstellung 
einer Lärmschutzwand mit einer maximalen Höhe von 2.0 Metern (ab Niveau K 406) zulässig. 
Der Abstand zur K 406 beträgt ab Strassenmark 1.0 Meter. 
(Ausnahmeregelung für die 1. Bautiefe der Parz. Nr. 514 ab K406 gemäss Art. 30 LSV). 

Art. 9 Arealüberbauungen 

Für Arealüberbauungen sind die Voraussetzungen gern § 21.2 ABauV sowie § 24 BNO zu 
erfüllen. 

Zusätzlich sind gestützt auf § 21.3 ABauV die notwendigen Abstellplätze exklusive Be-
sucherparkplätze in gemeinsamen Garagierungen zusammenzufassen. 
Betreffend Bewilligungsverfahren, Inhalt der Pläne und erforderlichem Gutachten gelten die 
entsprechenden Bestimmungen im übergeordneten Recht (namentlich § 33 ABauV). 
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Art. 10 Zulässige Grundmasse 

Bezüglich der Grundmasse gelten die entsprechenden Paragraphen der kommunalen Bau-
und Nutzungsordnung. 
In einzelnen, deutlich über der durchschnittlichen Hangneigung des Gestaltungsplan-
gebietes liegenden Hangabschnitten kann der Gemeinderat, im Rahmen eines Überbau-
ungskonzeptes, für einzelne Gebäude eine Erdgeschosskote bis maximal 1.60 m über 
gewachsenem Terain zulassen, ohne dass das Untergeschoss als Vollgeschoss taxiert wird 
(Ausnahmeregelung). Die gemäss Bau- und Nutzungsordnung maximal zulässige Gebäude-
und Firsthöhen sind aber zwingend einzuhalten. 

Bei Gebäuden, bei welchen das unterste Geschoss das gewachsene Terrain um mehr als 
1.20 m überschreitet, darf dieses Geschoss nach der Umgebungsgestaltung nicht höher als 
1.20 m in Erscheinung treten. 

Art. 11 Abstände gegenüber öffentlichen Fusswegen 

Gegenüber den öffentlichen, servitutarisch gesicherten Fusswegen dürfen Einfriedungen 
und Mauern bis 1.50 m Höhe an die Grenze gestellt werden. 

Art. 12 Abstellplätze 

Bezüglich Anzahl und Anordnung der Abstellplätze gelten die §§ 25 und 26 ABauV. 

Oberirdische Parkplätze sind mit versickerungsfähigen Belägen zu versehen. 

Art. 13 Strassenraumgestaltung 

Die im Gestaltungsplan enthaltene Quartiererschliessungsstrasse "Rebenweg" soll ver-
kehrsberuhigt ausgebaut werden. Der Strassenraum ist mit Hochstammbäumen (Strassen-
begleitbäume) zu gestalten. Die entsprechenden Massnahmen sind im Rahmen eines 
Gesamtprojektes „Rebenweg" aufzuzeigen und im jeweiligen Detailprojekt umzusetzen. 

Art. 14 Kehrplatz 

Für die Quartierstrasse „Rebenweg" wird der im Gestaltungsplan enthaltene Kehrplatz 
(Parzellengrenze Parz. Nr. 31 / 515) realisiert. Der Kehrplatz zwischen den Parzellen Nr. 514 / 
515 wird als Provisorium erstellt und kann nach Bedarf wieder zurückgebaut werden. 

Die Kehrplatzflächen sind nach Möglichkeit mit versickerungsfähigen Belägen auszustatten. 
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Art. 15 Umgebungsbepflanzung 

Mit der Bauprojektausarbeitung muss der Eingliederung der Wegkorridore und dem 
Übergang zwischen der Wohn- und Landwirtschaftszone grosse Beachtung geschenkt 
werden. Im Bereich der Hangkante im Baubereich B sind Obsthochstämmer und im Bereich 
zwischen der 1. und 2. Bautiefe Obsthalbstämmer anzuordnen. Die Anzahl der Bäume und 
ihr Standort sowie eine möglichst naturnahe Gestaltung der Wegkorridore im Bereich der 
zonengemässen Grenz- und Gebäudeabstände ist im konkreten Bauprojekt 
(Umgebungsplan) detailliert darzustellen. Nach Erteilung der Baubewilligung sind die 
Baumstandorte mittels Servituten sicherzustellen (Aufhebung §§ 88 und 89 EG ZGB). 

Art. 16 Terrainsicherungen 

Terrainveränderungen sind sorgfältig zu gestalten. Böschungs- und Gestaltungssteinmauern 
(bepflanzt) innerhalb des Perimeters des Gestaltungsplanes „Rebenweg-Berg" können bis 
auf eine Höhe von 1.50 m an die Grenze gestellt werden. Höhere Stützmauern müssen so 
gegliedert und versetzt sein, dass bepflanzbare Bermen als Zwischenraum möglich sind 
(siehe Anhang 1). 

Art. 17 Erschliessung Parzelle Nr. 168 

Die Erschliessung der Parzelle Nr. 168 hat über den Rebenweg zu erfolgen. 

III. VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN 

Art. 18 Abweichungen 

Abweichungen vom Gestaltungsplan können von Gemeinderat bei Vorliegen der 
Voraussetzungen von § 67 BauG gestattet werden. 

Art. 19 Kontaktnahme vor Projektierung / Begutachtung 

Zur Erreichung einer guten Gestaltung im Sinne dieser Vorschriften sind Bauvorhaben vor 
deren Projektierung der Gemeinde zu melden. 
Der Gemeinderat kann die einzelnen Projekte auf Kosten des Gesuchstellers fachmännisch 
begutachten lassen. 
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Art. 20 Inkrafttreten 

Der Gestaltungsplan tritt mit Genehmigung durch den Regierungsrat in Kraft. 

Die Änderung bzw. Aufhebung bedarf des gleichen Verfahrens wie der Erlass des Gestal-
tungsplanes. 

Obersiggenthal, im Dezember 1999 
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Anhang 1 
Böschungs- /Gestaltungssteinmauer  

Querschnitt 
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